
den neuen Inhalt ihrer Gesetze 
und Rechte.
Kein bürgerliches Recht sieht 
beispielsweise die umfassende 
Mitwirkung des werktätigen 
Volkes an der Leitung staatli­
cher und gesellschaftlicher An­
gelegenheiten vor. Jeder Schritt 
in dieser Richtung stößt auf 
erbitterten Widerstand, wie das 
erst kürzlich die Unternehmer 
und ihre Verbände vor dem 
Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe mit ihrer Klage ge­
gen die Mitbestimmung be­
kundeten.
In der sozialistischen Verfas­
sung verankert, ist dieses Recht 
bei uns selbstverständlicher 
sozialistischer Alltag. Es wider­
spiegelt sich im sozialistischen 
Wettbewerb, in der Bewegung 
„Sozialistisch arbeiten, lernen 
und leben“, in der Losung: 
„Arbeite mit, plane mit, regiere 
mit!“ Mehr als 194 000 Bürger — 
in der Mehrzahl Arbeiter und 
Bauern — sind Abgeordnete in 
gewählten Machtorganen des 
Staates, 360000 Werktätige ar­
beiten in Ständigen Kommis­
sionen der Volksvertretungen, 
335000 Bürger wirken in den 
Ausschüssen der Nationalen 
Front, über 50 000 sind als 
gewählte Schöffen und etwa 
270000 in Konflikt- und 
Schiedskommissionen an der 
Rechtsprechung beteiligt. 
325 000 Bürger wirken in staat­
lichen oder gesellschaftlichen 
Kontrollorganen, fast 1,5 Milli­
onen Menschen sind in solchen 
demokratischen-Gremien tätig 
wie in Elternvertretungen an 
den Schulen, in Beiräten des 
Handels, in Aktivs für Ver-

Vom Oktober 1917 datieren die 
ersten zehn Tage, die die un­
menschliche Welt der Ausbeu­
tung und der ständigen Kriegs­
gefahr zutiefst erschütterten. 
Unter Führung der Partei Le­
nins erkämpften sich die Ar­
beiter und Bauern des zaristi­
schen Rußlands als erste Ab­

kehr sSicherung, als freiwillige 
Helfer der VP oder auch der 
V olkssolidarität.
In den Bereichen der Volks­
wirtschaft, der Bildung oder 
des Gesundheitswesens sind 
nahezu alle Werktätigen in der 
einen oder anderen Form an 
der Leitung und Planung be­
teiligt, sie bestimmen in ihren 
Kollektiven mit beim Erfüllen 
ihrer gesellschaftlichen Auf­
träge, beim Ausüben von Funk­
tionen der Partei- und Massen­
organisationen. Als sozialisti­
sche Eigentümer nehmen sie 
ihre Verantwortung wahr zur 
Mehrung und zum Schutz des 
gesellschaftlichen Reich­
tums.
Und so sorgen sie im eigenen 
Interesse dafür, daß jeder Ar­
beit und soziale Sicherheit hat, 
daß jeder Schulabgänger eine 
Lehrstelle und jeder Lehrling 
seinen Arbeitsplatz bekommt, 
daß Jugendliche und Frauen 
gleichberechtigt sind, daß die 
Bildung ebenso wie die Kultur 
und Wissenschaften allen offen 
stehen, daß Medikamente, Arzt­
besuche und Krankenhausau­
fenthalte kostenlos sind, die 
Preise für Grundnahrungsmit­
tel, Mieten, Brennstoffe und die 
Verkehrstarife konstant nied­
rig bleiben; kurzum, daß die 
bewährte Politik der Haupt­
aufgabe konsequent fortgesetzt 
wird, daß jeder Bürger sein 
Dasein lebenswert gestalten 
kann und eine sichere Perspek­
tive hat. Zugleich wahren sie ihr 
verbrieftes Recht, sich vor 
Kriegspropaganda, Rassendis­
kriminierung und faschisti­
scher Aktivität zu schützen.

teilung der internationalen Ar­
beiterbewegung das grundle­
gende Menschenrecht, frei, 
ohne Ausbeuter und Unter­
drücker zu leben.
Und so gebrauchten sie ihre 
eben erst errungene Macht, um 
im ureigensten Interesse ihrem 
Anspruch auf Leben Gesetzes­

kraft zu verleihen. Ihren ersten 
Dekreten über den Frieden und 
über den Grund und Boden füg­
ten sie eine Deklaration über die 
Rechte der Werktätigen hinzu. 
Erstmals in der Geschichte der 
Menschheit waren das Gesetze, 
die nicht einer Minderheit von 
Ausbeutern, sondern der Mehr­
heit des Volkes dienten.
Dieses Beispiel wies und weist 
allen Völkern der Welt den Weg 
in eine menschenwürdige Zu­
kunft. Im 30. Jahr des Beste­
hens unserer Republik kön­
nen wir tief befriedigt feststel­
len: Von der Sowjetunion ler­
nen, heißt für uns siegen lernen. 
Das Bündnis mit der Sowjet­
union und den anderen Bru­
derländern ist eine Garantie für 
die Wahrung der Menschen­
rechte im Sozialismus. Und in 
der Tat, „Werden und Wachsen 
unserer Republik sind auf diese 
Verankerung unseres Landes 
in der sozialistischen Gemein­
schaft begründet. Deshalb auch 
bekräftigen wir, indem wir uns 
auf den 30. Jahrestag der DDR 
vorbereiten, unseren Dank an 
das Sowjetvolk! Nie vergessen 
wir die Unterstützung, die wir 
durch alle sozialistischen Bru­
derländer erfahren haben!
Die Geschichte der DDR be­
weist: Der Sozialismus im eige­
nen Land gedeiht um so besser, 
je enger die Freundschaft mit 
der Sowjetunion ist.“6 
In dieser Tatsache liegt auch 
begründet, daß sich in einem 
Teil der Welt, zu dem fest und 
unerschütterlich unsere Deut­
sche Demokratische Republik 
gehört, der Traum der Aus­
gebeuteten von erfüllten Men­
schenrechten nach Geist und 
Buchstaben der „Internatio­
nale“ verwirklicht.
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